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B7-0010/2012

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Ungleichgewichten in der 
Lebensmittelversorgungskette (2011/2904(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Juli 2010 zur Zukunft der Gemeinsamen 
Agrarpolitik nach 20131, seine Entschließung vom 18. Januar 2011 zur Anerkennung der 
Landwirtschaft als Sektor von strategischer Bedeutung für die Ernährungssicherheit2 und 
seine Entschließung vom 23. Juni 2011 zu dem Thema „Die GAP bis 2020: 
Nahrungsmittel, natürliche Ressourcen und ländliche Gebiete – die künftigen 
Herausforderungen“3,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Die Funktionsweise der 
Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“ (COM(2009)0591) und die 
verschiedenen, dieser Mitteilung beigefügten Arbeitsdokumente sowie unter Hinweis auf 
seine Entschließung vom 7. September 2010 zum Thema: „Gerechte Einkommen für 
Landwirte: Die Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“4,

– in Kenntnis des Beschlusses der Kommission vom 30. Juli 2010 zur Einrichtung eines 
Hochrangigen Forums für die Verbesserung der Funktionsweise der 
Lebensmittelversorgungskette (2010/C 210/03),

– unter Hinweis auf die abschließenden Empfehlungen der Hochrangigen Gruppe für die 
Wettbewerbsfähigkeit der Lebensmittelindustrie vom 17. März 2009 und die 
Schlussfolgerungen des Rates vom 29. März 2010 zum Thema „Die Funktionsweise der 
Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“,

– unter Hinweis auf die Eurostat-Daten über Preisindizes für die Mittel der 
landwirtschaftlichen Erzeugung (Betriebsmittelkosten) und die Preisindizes für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse (Erzeugnispreise)5,

– unter Hinweis auf seine Erklärung vom 19. Februar 2008 zu der Untersuchung des 
Machtmissbrauchs durch große Supermarktketten, die in der Europäischen Union tätig 
sind, und zu entsprechenden Abhilfemaßnahmen6 sowie seine Entschließung vom 
26. März 2009 zu den Lebensmittelpreisen in Europa7,

– unter Hinweis auf den GFS-Bericht von 2008 über landwirtschaftliche Systeme mit 
geringem Betriebsmitteleinsatz und eine Chance für die Entwicklung einer nachhaltigen 

1 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0286.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0006.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0297.
4 Angenommene Texte, P7-TA(2010)0302.
5 http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/statistics/search_database
6 Angenommene Texte, P7_TA(2008)0054.
7 Angenommene Texte, P6_TA(2009)0191.
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Landwirtschaft1,

– gestützt auf Artikel 115 Absatz 5 und Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Die 
Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“ (COM (2009) 
0591) erhebliche Ungleichgewichte in Bezug auf die Verhandlungsmacht festgestellt 
wurden, die sich in unfairen Handelspraktiken niederschlagen, wie verspätete Zahlungen, 
einseitige Vertragsänderungen, missbräuchliche Vertragsklauseln, beschränkter Zugang 
zum Markt, Mangel an Informationen über die Preisbildung, ungleiche Verteilung der 
Gewinnmargen in der gesamten Lebensmittelkette, Missbrauch der Marktmacht durch 
Lieferanten oder Käufer, wie u.a. Kartelle und Verkaufpreisbindungen und 
Einkaufverbünde;

B. in der Erwägung, dass die starke Konzentration sehr großer Einzelhändler in der 
Europäischen Union nachteilige Auswirkungen auf die Erzeuger und anderen Lieferanten 
hat, da sie zu wachsenden Ungleichgewichten in Bezug auf die Verhandlungsmacht der 
Vertragsparteien führt; in der Erwägung, dass die Verhandlungsposition der 
landwirtschaftlichen Erzeuger und der Agro-Industrie gegenüber der Macht dieser großen 
Konzerne im Hinblick auf die Festlegung des Preisniveaus in der 
Lebensmittelversorgungskette – von der Primärerzeugung über die Verarbeitung bis zum 
Endverbraucher – immer schwächer wird; 

C. in der Erwägung, dass ausgewogene Handelsbeziehungen nicht nur das Funktionieren der 
Lebensmittelversorgungskette verbessern würden, sondern durch die stärkere 
Wettbewerbsfähigkeit ebenfalls von Nutzen wären und letztendlich auch dem Verbraucher 
Vorteile bringen würden;

D. in der Erwägung, dass die Einkommen der Landwirte und ihre langfristigen Investitionen 
durch die heftigen Schwankungen der Preise von landwirtschaftlichen Rohstoffen und 
Betriebsmitteln gefährdet sind;

E. in der Erwägung, dass der Anstieg der Produktionskosten und die Tatsache, dass diese 
Kosten in der Lebensmittelversorgungskette nicht wettgemacht werden können, 
kurzfristig das Überleben landwirtschaftlicher Betriebe bedrohen und somit das 
Produktionspotenzial in den Mitgliedstaaten schwächen sowie die Probleme im 
Zusammenhang mit den Handelbilanzen, dem Umfang der Einfuhren, den 
Preisschwankungen und der Abhängigkeit von Außenmärkten verschärfen könnten;

F. in der Erwägung, dass die Wettbewerbsbehörden in zahlreichen Mitgliedstaaten 
festgestellt haben, dass die Ungleichgewichte in der Lebensmittelversorgungskette vor 
allem in folgenden vier Hauptbereichen besonders heikel sind: die einseitige Vorgabe von 
Vertragsbedingungen, Rabattpraktiken, Sanktionen und Zahlungsbedingungen; 

G. in der Erwägung, dass die heute mehr und mehr um sich greifenden unfairen 
Handelspraktiken die Landwirte in ihrer Investitions- und Innovationsfähigkeit 
beeinträchtigen, besonders bei den Investitionen in grüne Technologien, zur 

1 http://agrienv.jrc.ec.europa.eu/publications/pdfs/LIFS_final.pdf
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Abschwächung der Auswirkungen des Klimawandels sowie in erneuerbare 
Energiequellen, die Landwirte gleichzeitig aber hohen Umweltschutzauflagen genügen 
müssen, die im Zuge der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2013 noch weiter verschärft 
werden;

H. in der Erwägung, dass in der Mitteilung der Kommission vom 28. Oktober 2009 
empfohlen wird, die Restrukturierung und Konsolidierung des Agrarsektors durch 
Anregung der Gründung freiwilliger landwirtschaftlicher Erzeugerorganisationen zu 
unterstützen und voranzubringen;

I. in der Erwägung, dass sich solche Praktiken auch nachteilig auf die Verbraucher 
auswirken, da die niedrigen Preise, die an die Erzeuger und anderen Lieferanten gezahlt 
werden, sich nicht in niedrigeren Preisen für die Verbraucher niederschlagen;

1. betont, dass das Problem der Ungleichgewichte in der Lebensmittelversorgungskette eine 
eindeutige europäische Dimension aufweist, die angesichts der strategischen Bedeutung 
der Lebensmittelkette für die Europäische Union eine spezifische europäische Lösung 
erfordert; weist darauf hin, dass die Lebensmittelversorgungskette, die Landwirtschaft, die 
Lebensmittelindustrie und der Vertrieb 7 % aller Arbeitsplätze in der EU bieten und 
1,4 Billionen Euro jährlich – also mehr als jeder andere Verarbeitungssektor in der EU – 
wert sind;

2. fordert die Kommission auf, solide EU-Vorschriften vorzuschlagen, die einerseits nicht 
das korrekte Funktionieren der Märkte verzerren, andererseits aber das Verhältnis 
zwischen Erzeugern, Lieferanten und Vertreibern von Lebensmitteln fairer gestalten, 
sowie die bereits geltenden Vorschriften korrekt umzusetzen, nicht zuletzt weil die 
jüngsten Eurostat-Daten über die Einkommen in der Landwirtschaft zeigen, dass seit 2009 
bei den Einkommen in der Landwirtschaft in der EU ein Rückgang von 11,6 % zu 
verzeichnen ist, während die Betriebsmittelkosten für EU-Landwirte zwischen 2000 und 
2010 durchschnittlich um fast 40 % gestiegen sind;

3. weist nachdrücklich darauf hin, dass die Mitgliedstaaten eine aktive Rolle bei der 
Einrichtung von Konsultationsforen spielen sollten, in denen die Akteure der 
Lebensmittelversorgungskette angemessen vertreten sind, damit der Dialog gefördert wird 
und Leitlinien für ein faireres, ausgewogeneres Verhältnis festgelegt werden; weist darauf 
hin, dass solche offiziellen Konsultationen dazu beitragen, die Erzeuger und die 
Lieferanten zu schützen und Sanktionen des Vertriebssektors zu vermeiden;

4. fordert die nationalen und europäischen Wettbewerbsbehörden und andere für die 
Produktion und den Handel zuständigen Regulierungsbehörden auf, Maßnahmen gegen 
missbräuchliche Einkaufspraktiken von marktbeherrschenden Groß- und Einzelhändlern 
zu treffen, die die Landwirte systematisch in eine äußerst ungleiche Verhandlungsposition 
bringen;

5. begrüßt die Empfehlung der Kommission über die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
beim Austausch bewährter Verfahren zur Unterrichtung über Vertragspraktiken und die 
Erarbeitung einer Reihe von Standardverträgen;

6. fordert die Schaffung eines Rahmens für die wirksame Kontrolle dieser Praktiken durch 
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verwaltungstechnische oder rechtliche Mittel, eines von den Mitgliedstaaten betriebenen 
und von der Kommission koordinierten Systems zur Bewertung und Überwachung, in 
dessen Rahmen wirksam und rechtzeitig abschreckende Sanktionen verhängt werden 
können;

7. fordert im Hinblick auf die Vertragsbedingungen und missbräuchliche Handelspraktiken 
eine Stärkung der Instrumente, mit denen sichergestellt werden soll, dass die 
Zahlungsfristen eingehalten werden, sowie erforderlichenfalls die Schaffung neuer 
Instrumente, mit denen der Zeitraum zwischen Lieferung und tatsächlichem Eingang der 
Zahlung beim Lieferanten auf ein Minimum beschränkt und auf europäischer Ebene 
harmonisiert werden kann; betont in diesem Zusammenhang, dass dringend eine Lösung 
für die inakzeptablen Probleme der Erzeuger verderblicher Waren mit einer kurzen 
Haltbarkeitsdauer gefunden werden muss, da diese Erzeugnisse in den Supermärkten 
rasch verkauft werden, die Erzeuger jedoch erst mehrere Monate später bezahlt werden 
und somit mit erheblichen Cash-flow-Problemen konfrontiert sind;

8. fordert die Kommission auf, das europäische Instrument zur Preisüberwachung zu 
verbessern und ein benutzerfreundliches, transparentes und mehrsprachiges Modul zu 
entwickeln, das es Verbrauchern und Interessengruppen gestattet, die Preise für 
Grundnahrungsmittel an jedem Punkt der Lebensmittelversorgungskette sowohl innerhalb 
eines bestimmten Mitgliedstaats als auch zwischen verschiedenen Mitgliedstaaten zu 
vergleichen;

9. nimmt die in den Entwürfen von Vorschlägen der Kommission zur Reform der GAP 
vorgesehenen Maßnahmen zur Kenntnis, mit denen die Stellung der Landwirte in der 
Lebensmittelversorgungskette durch die Unterstützung von Erzeugerorganisationen und 
Branchenverbänden und durch die Förderung kurzer Versorgungsketten zwischen 
Erzeugern und Verbrauchern (z. B. Märkte für die lokale Produktion) gestärkt werden 
soll; ist der Ansicht, dass die Stärkung ihrer Stellung dazu beitragen wird, dass die 
Landwirte einen gerechteren Anteil am Mehrwert erhalten; 

10. fordert die Kommission auf, das Verhältnis zwischen den Wettbewerbsvorschriften und 
der GAP neu zu definieren, um den Landwirten und ihren Branchenverbänden 
Instrumente an die Hand zu geben, mit denen sie ihre Verhandlungsposition verbessern 
können; fordert eine Änderung des bestehenden Wettbewerbsrechts der EU, so dass die 
negativen Auswirkungen einer vertikalen Konzentration auf die gesamte 
Lebensmittelversorgungskette stärker berücksichtigt werden und der Schwerpunkt nicht 
so eng gefasst auf der relativen Stellung der einzelnen Unternehmen auf dem Markt liegt 
und nicht ausschließlich die negativen Auswirkungen von Wettbewerbsverzerrungen auf 
die Verbraucher berücksichtigt werden;

11. hält EU-weite Maßnahmen für geboten, wenn ein gewisses Maß an Koordinierung und 
Harmonisierung im Binnenmarkt erreicht werden soll; weist darauf hin, dass auf 
einzelstaatlicher Ebene bereits Initiativen und Maßnahmen ergriffen worden sind, um die 
Themen Verhandlungspositionen und unfaire Praktiken anzugehen (in einigen Ländern 
wurden Verhaltenskodizes eingeführt, in anderen hingegen unfaire Praktiken per Gesetz 
verboten);

12. fordert die Kommission auf, in einer eingehenden Studie die Unterschiede zwischen den 
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Herangehensweisen der nationalen Wettbewerbsbehörden und entsprechenden 
Maßnahmen in den 27 Mitgliedstaaten zu untersuchen und auf Lösungen hinzuwirken, an 
denen alle Partner in der Lebensmittelerzeugungskette beteiligt sind und mit denen 
verhindert wird, dass ein Akteur oder einige wenige Akteure der Betriebsmittel- oder 
Lebensmittelversorgungskette eine marktbeherrschende Stellung einnehmen, da dies oft 
auf Kosten der landwirtschaftlichen Erzeuger geht;

13. fordert nachdrücklich Sanktionen, die verhängt werden sollen, wenn Missbräuche 
festgestellt werden, und die in einem Verhältnis zu dem finanziellen und kommerziellen 
Schaden stehen müssen, der den Akteuren der Lebensmittelkette entstanden ist, sowie 
flexible genug gehandhabt werden müssen, um sicherzustellen, dass sie sehr abschreckend 
sind; spricht sich dafür aus, dass die Mitgliedstaaten vorschreiben, dass wirksame, 
sanktionsbewehrte Beschwerdemechanismen bestehen müssen, über die geschädigte 
Akteure Anzeige erstatten könnten, ohne befürchten zu müssen, dass sie den strittigen 
Vertrag verlieren;

14. ist der Auffassung, dass zur Überwindung der Ungleichgewichte in der 
Lebensmittelversorgungskette ein neuer Rahmen geschaffen werden muss, der 
Regulierung, Änderungen des Wettbewerbsrechts und horizontalere Rechtsvorschriften 
ebenso wie bestehende und neue freiwillige Vereinbarungen über die Selbstregulierung 
umfasst; betont nachdrücklich, dass die Mitgliedstaaten die Entwicklung bewährter 
Praktiken und/oder Verhaltenskodizes in Partnerschaft mit allen Interessenträgern – unter 
Einbeziehung der Vertreter der Erzeuger, der Industrie, der Lieferanten, der Einzelhändler 
und der Verbraucher – fördern und dabei bestehende Synergieeffekte optimal nutzen 
müssen;

15. ist der Ansicht, dass eine EU-weite Informationskampagne zur Unterrichtung der 
Landwirte über ihre vertraglichen Rechte sowie über die gängigsten illegalen, unfairen 
und missbräuchlichen Vertrags- und Handelspraktiken prioritär behandelt werden sollte;

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.


